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Herrn


Bürgermeister Baxmann								Burgdorf, 02.06.2008


Rathaus II





31303 Burgdorf











Antrag gem. GO des Rates 


zur Ratssitzung am 12.06.08








Sehr geehrter Herr Bürgermeister,





wir stellen folgenden Antrag:





Die Verwaltung wird beauftragt, 


mit der Stadt Lehrte und der Gemeinde Uetze Kontakt aufzunehmen, um die Möglichkeiten


der Gründung einer gemeinsamen Integrierten Gesamtschule Hannover Ostkreis auszuloten








Zur Begründung:





Anfragen und Anmeldungen zeigen, dass es landesweit einen großen Bedarf an dieser Schulform gibt.


Auch aus Burgdorf bemühen sich viele Eltern, ihre Kinder an einer Gesamtschule in Hannover anzumelden. 


Dies zeigen die steigenden Zahlen der sog. Gastschüler, die sich im letzten Jahr vervierfacht haben und für die die Stadt nunmehr allein 30.000 Euro an die Stadt Hannover nachzahlen muss.


Über die Zahl der Absagen an Eltern, die ihr Kind beispielsweise an einer IGS anmelden wollen, aber aus Kapazitätsgründen keinen Platz bekommen, kann nur spekuliert werden.


Nachdem das Land durch eine entsprechende Änderung des Schulgesetzes die Neugründung von Gesamtschulen –wenn auch unter Bedingungen- möglich macht, sollte Burgdorf dies nutzen und dem vielfachen Elternwillen Rechnung tragen.


Zudem wäre dies eine sinnvolle Ergänzung zum bestehenden Angebot in Burgdorf. Dabei geht es uns nicht um ein Gegeneinander von Schulformen. Allerdings glauben wir, dass eine gewisse Konkurrenzsituation mehrerer Schulformen untereinander immer positive Auswirkungen auf die Qualität der Schulen hat; dieses kann von allen Beteiligten, insbesondere von Eltern und Schülern nur begrüßt werden. Die Diskussion in Lehrte und auch in Uetze läuft bereits.


Burgdorf sollte versuchen, die Möglichkeiten einer Beteiligung auszuloten; die Gründung einer eigenen Gesamtschule dürfte für die Stadt sicher „eine Nummer zu groß“ sein. Das Beispiel VHS Ostkreis Hannover zeigt, dass eine konstruktive Zusammenarbeit und eine entsprechende Vertragsgestaltung der beteiligten Kommunen möglich ist.  

















Adolf W. Pilgrim					Rudolf Alker


Fraktionsvorsitzender 				Schulpolitischer Sprecher











